
Satzung famos e.V. 
 
§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen „famos / Freund*innen und Förder*innen Alter Musik Osnabrück“. Er soll vom Vorstand in das 
Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.“. 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Osnabrück. 
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins 
 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung. 
(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur, insbesondere die Förderung von professionellen Aufführungen 
sowie die Pflege der Musik von Renaissance, Barock bis Klassik. Der Satzungszweck wird verwirklicht 
 

o durch finanzielle Unterstützung der historisch informierten Aufführungspraxis der oben genannten Musik auf histori-
schem Instrumentarium, 

o durch Veranstaltung und finanzielle Unterstützung von Konzerten, Konzertreihen Alter Musik, musikalischen Umrahmun-
gen bei Gottesdiensten, 

o durch Veranstaltung und finanzielle Unterstützung von Workshops mit Bezug auf Alte Musik, 
o durch Erteilung und finanzielle Unterstützung von Unterricht mit Bezug auf Alte Musik, 
o durch Veranstaltung und finanzielle Unterstützung von Konzertreisen von Ensembles Alter Musik, 
o durch Sichtung und Redigieren von Notenmaterial Alter Musik, z.B. aus alten Stichen zum eigenen Gebrauch, sowie die 

damit zusammenhängende finanzielle Unterstützung. 
 
(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigen-
schaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.  
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden.  
 
§ 3 Vergütungen für die Vereinstätigkeit 
 
(1) Vereinsämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt, soweit nicht diese Satzung etwas anderes bestimmt. 
(2) Bei Bedarf können Vereinsämter aufgrund eines Beschlusses des Vorstandes im Rahmen der finanziellen, steuerlichen und 
rechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer angemessenen – auch 
pauschalierten – Aufwandsentschädigung ausgeübt werden. 
(3) In dem in Abs. 2 genannten Rahmen ist der Vorstand auch ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer ange-
messenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen und/oder zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und 
zur Führung der Geschäftsstelle hauptamtlich Beschäftigte anzustellen. Im Übrigen haben Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins 
einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein ent-
standen sind; der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach seiner Entstehung 
unter Nachweis mittels prüffähiger Belege und Aufstellungen geltend gemacht werden. 
(4) Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der Mitgliederversammlung erlassen und geändert wird. 
 
§ 4 Ordentliche und fördernde Mitgliedschaft 
 
Es gibt zwei Formen der Mitgliedschaft: die ordentliche Mitgliedschaft und die fördernde Mitgliedschaft. 
 
(1) Ordentliche Mitgliedschaft 
(a) Ein ordentliches Mitglied des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen sowie Personengesellschaften wer-
den, die die Ziele des Vereins ideell und materiell unterstützen. 
(b) Über die Aufnahme entscheidet nach schriftlichem Antrag der Vorstand. Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber 
dem Antragsteller nicht begründen. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. 
(c) Die Mitglieder haben Mitgliedsbeiträge zu leisten. Art, Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge werden durch die Mitglieder-
versammlung festgesetzt. 
(d) Die ordentlichen Mitglieder haben sich im Besonderen für die Durchführung von Projekten des Vereins einzusetzen. Das kön-
nen Vorbereitungen bei Konzerten sein, wie z.B. den Saal herrichten, Programme verteilen, Ordnerdienste verrichten oder weitere 
Dinge, die der Vorstand benennt. 
 
 
 



(2) Fördernde Mitgliedschaft 
(a) Ein Fördermitglied des Vereins können Personen ab dem 18. Lebensjahr, alle natürlichen und juristischen Personen sowie 
Personengesellschaften werden, die die Ziele des Vereins ideell und materiell unterstützen. 
(b) Über die Aufnahme entscheidet nach schriftlichem Antrag der Vorstand. Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber 
dem Antragsteller nicht begründen. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. 
(c) Die Mitglieder haben Mitgliedsbeiträge zu leisten. Art, Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge werden durch die Mitglie-
derversammlung festgesetzt. 
(d) Fördermitglieder sind in der Mitgliederversammlung nicht stimmberechtigt und können nicht für Vorstandsämter kandidie-
ren bzw. gewählt werden. 
 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft für ordentliche wie auch fördernde Mitglieder im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit 
deren Erlöschen), Austritt oder Ausschluss. 
(2) Der Austritt ist in Textform gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann nur mit einer Frist von drei Monaten zum 
Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 
(3) Jedes Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es 
a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise schädigt oder 
b) mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung unter Andro-
hung des Ausschlusses die Rückstände nicht eingezahlt hat. 
(4) Das ausgetretene oder ausgeschlossene Mitglied hat keinen Anspruch gegenüber dem Vereinsvermögen. 
 
§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. 
(2) Jedes ordentliche Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung. Juristische Personen, die ordent-
liche Mitglieder sind, bestimmen eine natürliche Person, die das Stimmrecht ausübt. 
(3) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten 
und, soweit es in seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen. 
 
§ 7 Mitgliedsbeiträge 
 
(1) Jedes Mitglied hat den Mitgliedsbeitrag zu entrichten. 
(2) Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung festgelegt. 
(3) Ehrenmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit und haben beratende Funktion. 
 
 
§ 8 Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 
 
§ 9 Vorstand 
 
(1) Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, zwei Stellvertreter*innen und bis zu zwei weiteren Personen. 
(2) Der Verein wird außergerichtlich und gerichtlich jeweils durch zwei Mitglieder des Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. 
(3) Den Mitgliedern des Vorstands kann eine angemessene Vergütung gezahlt werden. Über die Höhe der Vergütung entscheidet 
die Mitgliederversammlung. 
 
§ 10 Aufgaben des Vorstands 
 
Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die Führung seiner Geschäfte. Er hat insbeson-
dere folgende Aufgaben: 
 
(1) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, 
(2) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 
(3) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts, 
(4) die Aufnahme neuer Mitglieder. 
 
 
§ 11 Bestellung des Vorstands 
 
(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren einzeln gewählt. Mitglie-
der des Vorstands können nur ordentliche Mitglieder des Vereins sein; mit dem Ende der Mitgliedschaft im Verein endet auch 



die Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversamm-
lung ist zulässig. Ein Vorstandsmitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers/seiner Nach-
folgerin im Amt. 
(2) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mit-
glied des Vereins bis zur Wahl des/der Nachfolgers/in durch die nächste Mitgliederversammlung in den Vorstand zu berufen. 
 
§ 12 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 
 
(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei dessen/deren Verhinderung von den 
Stellvertreter*innen einberufen. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Bei der Be-
schlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 
(2) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Protokollführer sowie vom Vorsitzenden, bei des-
sen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder einem anderen Mitglied des Vorstands zu unterschreiben. 
 
§ 13 Abteilungen 
 
(1) Für die Veranstaltung von Konzerten (Planung, Durchführung, Abrechnung) wird eine rechtlich unselbstständige Abteilung 
gebildet. Der Abteilung steht das Recht zu, in ihrem eigenen organisatorischen Bereich tätig zu sein. Der Vorstand kann weitere 
Abteilungen bilden. 
(2) Die Abteilungsversammlung wählt ihre Abteilungsleitung auf die Dauer von 4 Jahren. Das Nähere regelt die Abteilungsord-
nung, die sich im Rahmen des satzungsmäßigen Vereinszweckes halten muss. Soweit in der Abteilungsordnung nichts anderes 
geregelt ist, gilt die Satzung des Vereins für die Abteilungen entsprechend. 
(3) Die Abteilungsleitung ist gegenüber den Organen des Vereins verantwortlich und auf Verlangen jederzeit zur Berichterstat-
tung verpflichtet. Sie organisiert den Tätigkeitsbereich der Abteilung. Sie verwaltet im Einvernehmen mit dem Vorstand im Rah-
men der angegebenen Verwendungszwecke die ihr aus dem Haushaltsplan zustehenden und vom Vorstand zugewiesenen Gel-
der. Die Abteilungsleitung darf grundsätzlich keine Zahlungsverpflichtungen der Abteilung oder des Vereins begründen. Ausnah-
men bedürfen der vorherigen Zustimmung des Vorstands. 
(3) Die Abteilung kann kein eigenes Vermögen bilden. 
 
§ 14 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung besteht aus den fördernden und den ordentlichen Mitgliedern. Die Beschlussfassung in folgenden 
Angelegenheiten und alle weiteren Beschlüsse erfolgen durch Votum der ordentlichen Mitglieder: 
 
a) Änderungen der Satzung, 
b) die Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge, 
c) die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 
d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 
e) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands, 
f) die Auflösung des Vereins. 
 
§ 15 Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Mindestens einmal im Jahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Mitgliederversamm-
lung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich an die 
letzte vom Mitglied schriftlich bekanntgegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Mitglieder, die dem Verein eine E–
Mail-Adresse mitgeteilt haben, können auch elektronisch durch Übermittlung einer E–Mail an die zuletzt in Textform mitgeteilte 
E–Mail-Adresse geladen werden, wenn das Mitglied nicht in Textform anderes mitgeteilt hat. Die Ladungsfrist beginnt mit dem 
auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. 
(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Mitgliederver-
sammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. 
Über Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung 
gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt 
nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum Gegen-
stand haben. 
(3) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert 
oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. Soweit 
die Umstände dies zulassen, ist eine Ladungsfrist von vier Wochen einzuhalten und die Tagesordnung mit der Einladung bekannt 
zu geben. 
 
 
 



§ 16 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom/von der Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen/deren Verhinderung von einem/einer 
Stellvertreter*in oder einem anderen Vorstandsmitglied und bei deren Verhinderung von einem/einer durch die Mitgliederver-
sammlung zu wählenden Versammlungsleiter*in geleitet. 
(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde. Die Einladung kann auch per Mail erfol-
gen. 
(3) Die ordentliche Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder. Eine geheime Abstimmung ist durchzuführen, wenn die Mehrheit der Mitglieder dies beantragt. Kann bei Wahlen 
kein Kandidat die Mehrheit der Stimmen der anwesenden ordentlichen Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von 
zwei Dritteln. 
(4) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll zu fertigen, das von dem/von der 
Protokollführer*in und von dem/von der Versammlungsleiter*in zu unterschreiben ist. 
(5) Der Beschluss über die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens dazu einberufenen Mitgliederversammlung gefasst 
werden und bedarf der Zustimmung von drei Vierteln der anwesenden Mitglieder. 
 
§ 17 Haftung 
 
(1) Ehrenamtlich Tätige und Amtsträger, deren Vergütung die in §3 Nr. 26a Einkommenssteuergesetz (EStG) vorgegebene Höhe 
(Ehrenamtspauschale) im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden gegenüber Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in 
Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte Schäden, die Mitglieder bei 
der Ausübung der künstlerischen Tätigkeit, aus der Teilnahme bei Vereinsveranstaltungen oder durch die Benutzung von Anla-
gen oder Einrichtungen des Vereins erleiden, soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 
 
 
§ 18 Datenschutz 
 
(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben des Vereines werden im Verein unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) und der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) folgende personenbezogene Daten 
von Vereinsmitgliedern digital gespeichert: Name, Adresse, Telefonnummer, E–Mail-Adresse, Geburtsdatum, Bankverbindung 
etc. Die Zustimmung zur digitalen Erfassung der Daten erfolgt durch die Mitglieder mit Unterzeichnung der Beitrittserklärung, in 
der auf diese Zustimmung gesondert hinzuweisen ist. 
(2) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten 
unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 
zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus dem Verein 
fort. 
(3) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann der Vorstand Mitgliedern auf deren Verlangen unter Darlegung 
eines berechtigten Interesses Einsicht in das Mitgliederverzeichnis gewähren, wenn diese schriftlich versichern, dass die Adres-
sen nicht zu anderen Zwecken verwendet werden. 
(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden personenbezogene Daten, soweit sie die Kassengeschäfte betreffen, entspre-
chend der steuerrechtlich bestimmten Fristen aufbewahrt. 
 
§ 19 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
 
(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der/die Vorsitzende des Vorstands und seine/ihre Stellvertreter*innen gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidatoren*innen, falls die Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft. 
(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an das 
Kinderhospiz Löwenherz e.V., Plackenstraße 19, 28857 Syke, das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige 
oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 
(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die Rechtsfähigkeit entzogen wurde. 


